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1.  ALLGEMEINES

Der Investitionsabzugsbetrag (IAB) und die Sonderabschreibungs­
möglichkeit nach § 7g EStG gehören zu den Steuerregelungen, 
die dem Steuerpflichtigen umfangreiche Steuergestaltungs­
möglichkeiten bieten. Unternehmer können mit dem IAB die 
Kosten für künftige Anschaffungen oder Selbstherstellung von 
abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö­
gens vorwegnehmen. Bis zu 50 % solcher Kosten können bereits 
drei Jahre vor der Investition steuermindernd geltend gemacht 
werden. Durch die bereits frühere Geltendmachung der Kosten 

wird ein Steuerstundungseffekt erzielt, der zur Finanzierung der 
Investition genutzt werden kann. Nach durchgeführter Investition 
besteht außerdem die Möglichkeit, neben der normalen Abschrei­
bung eine Sonderabschreibung von bis zu 40 % der Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten geltend zu machen und damit die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten schnell gewinnmindernd 
wirken zu lassen.

2.  INVESTITIONSABZUGSBETRAG

2.1  Voraussetzungen für die Beanspruchung des Investitions-
abzugsbetrages
Die Inanspruchnahme des IAB ist an verschiedene Voraussetzun­
gen geknüpft. So darf der Betrieb, für den der IAB beansprucht 
werden soll, einen Gewinn von 200.000 € (ohne mindernden 
Abzug der IAB und Hinzurechnung der IAB bei Auflösung) nicht 
überschreiten. Das begünstigte Wirtschaftsgut darf zunächst 
nur in einer inländischen Betriebsstätte und fast ausschließlich 
betrieblich genutzt werden. Zu beachten ist auch, dass der IAB 
nur für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever­
mögens beansprucht werden kann. Diese dürfen jedoch auch 
gebraucht sein.1 Begünstigt sind zudem nur die Anschaffung oder 
Herstellung solcher Wirtschaftsgüter, nicht jedoch deren Einlage.

2.1.1  Betriebsbezogene Voraussetzungen
2.1.1.1  Begünstigte Betriebe
Die Inanspruchnahme von IAB ist — unabhängig davon, ob es 
sich um Einzelunternehmen, Personengesellschaften oder Kör­
perschaften handelt, ausschließlich bei Betrieben möglich, die 
aktiv am wirtschaftlichen Verkehr teilnehmen. Dies schließt im 
Ganzen verpachtete Betriebe von dieser Gestaltungsmöglichkeit 
aus, auch wenn weiterhin Einkünfte i. S. d. §§ 13, 15 oder 18 EStG 
erzielt werden. Das Besitz- wie auch das Betriebsunternehmen 
im Falle einer Betriebsaufspaltung, der Organträger und die 
Organgesellschaft bei einer Organschaft fallen jedoch unter die 
Begünstigungsvorschrift, wenn die sonstigen Voraussetzungen 
erfüllt werden.

1	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 6.
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HINWEIS Auch für Betriebe, die sich noch in der Eröffnungs­
phase befinden, kann ein IAB gebildet werden.2 Da die Gewer­
besteuerpflicht bei Einzelunternehmen und PersG jedoch erst 
beginnt, wenn eine Teilnahme am wirtschaftlichen Verkehr 
erfolgt (das Unternehmen also in der Lage ist gegenüber dem 
Markt Leistungen zu erbringen), wirkt sich der Abzug eines IAB 
in der Gründungsphase des Unternehmens in der Gewerbesteu­
er nicht aus. Wenn der IAB aufgelöst wird, in diesem Moment 
aber schon Gewerbesteuerpflicht besteht, wird die Hinzurech­
nung des IAB für die Gewerbesteuer nicht vorgenommen.3

Bei Personengesellschaften kann der IAB grundsätzlich sowohl 
für Wirtschaftsgüter der Gesamthand als auch für Wirtschaftsgü­
ter des Sonderbetriebsvermögens beantragt werden. Der Abzug 
von IAB für Wirtschaftsgüter, die sich bereits im Gesamthands- 
oder Sonderbetriebsvermögen befinden, ist nicht zulässig. Dies 
könnte z. B. Wirtschaftsgüter der Gesellschaft betreffen, die ein 
Mitunternehmer erwerben und anschließend an die Gesellschaft 
vermieten möchte.

Zu beachten ist, dass IAB, die im Gesamthandsbereich gebildet 
wurden, auch dort wieder aufgelöst werden müssen. Zudem kön­
nen IAB, die im Sonderbetriebsvermögen gebildet wurden, nur im 
Sonderbetriebsvermögensbereich desselben Mitunternehmers 
genutzt werden.4 

Die Bildung eines IAB für den Erwerb eines Anteils an einer Per­
sonengesellschaft ist nicht möglich.5 Denn ein IAB kann nur für 
Wirtschaftsgüter gebildet werden, die durch Anschaffung dem 
Betriebsvermögen zugeführt werden. Dies ergibt sich aus der 
Betriebsbezogenheit der Regelungen zum IAB.6

2.1.1.2  Gewinngrenze
Übersteigt der Gewinn 200.000 € nicht, kann für den betreffen­
den Gewerbebetrieb, den der selbstständigen Arbeit dienenden 
Betrieb und dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ein IAB 
gebildet werden.

Die Gewinngrenze ist betriebsbezogen zu prüfen, d. h. sie ist für 
jeden einzelnen Betrieb getrennt zu ermitteln und gilt unabhän­
gig davon, wie viele Personen an dem Unternehmen beteiligt 
sind.7

Wird ein Betrieb im Laufe eines Wirtschaftsjahres unentgeltlich 
im Wege der vorweggenommenen Erbfolge i. S. d. § 6 Abs. 3 EStG 
übertragen, muss der anteilige Gewinn oder Verlust des Rechts­
vorgängers und des Rechtsnachfolgers zusammengefasst wer­
den, um die maßgebliche Gewinngrenze überprüfen zu können.

2.1.1.3  Ermittlung des Gewinns
Die Inanspruchnahme von IAB setzt die Gewinnermittlung durch 
Betriebsvermögensvergleich (Bilanz) oder Einnahmenüber­
schussrechnung (EÜR) voraus. Bei der Tonnagebesteuerung oder 
Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist die Bildung von 
IAB nicht möglich.8

2	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 2.
3	 Gleichlautender Erlass betr. Ermittlung des Gewerbeertrags (§ 7 

Gewerbesteuergesetz) bei der gewinnerhöhenden Hinzurechnung 
eines IAB nach § 7g EStG nach Eintritt der Gewerbesteuerpflicht v. 
26.01.2011, BStBl. I 2011, S. 152.

4	 § 7g Abs. 7 Satz 2 und 3 EStG.
5	 BFH, Beschluss v. 07.12.2023 — IV R 11/21 n.v.
6	 § 7g Abs. 7 EStG.
7	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 13.
8	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 12.

Gewinn in diesem Sinne ist der Betrag, der ohne Abzug und 
Hinzurechnung des IAB der Besteuerung zugrunde zu legen ist. 
Außerbilanzielle Korrekturen der Steuerbilanz sowie Hinzu- und 
Abrechnungen bei der EÜR sind zu berücksichtigen. Bei Körper­
schaften ist der steuerliche Gewinn — ebenfalls ohne Abzug bzw. 
Hinzurechnung von IAB — maßgebend.9

Die Bilanzposten sind jeweils mit ihren steuerlichen Werten 
anzusetzen.10

HINWEIS Die Regelungen des IAB werden auch bei Bilanzie­
renden außerhalb der Bilanz vollzogen.11

Aktuell ist strittig, ob für die maßgebende Gewinngrenze der 
Steuerbilanzgewinn mit außerbilanziellen Korrekturen (nicht­
abziehbare Betriebsausgaben, steuerfreie Betriebseinnahmen, 
verdeckte Einlagen und verdeckte Gewinnausschüttungen) oder 
ohne diese Korrekturen (reiner steuerlicher Gewinn) heranzuzie­
hen ist.12

HINWEIS Sofern sich bei unterschiedlicher Auslegung des 
Gewinnbegriffs Auswirkungen auf die Möglichkeit der Inan­
spruchnahme von IAB (und Sonderabschreibungen) ergeben, 
sollten diese beantragt, gegen die Ablehnung Einspruch ein­
gelegt und Ruhen des Verfahrens mit Hinweis auf die BFH-
Verfahren beantragt werden.

2.1.1.4  Gewinngrenze bei Personengesellschaften, Betriebsauf-
spaltungen und Organschaften
Bei Personengesellschaften, bei denen die Gesellschafter als 
Mitunternehmer anzusehen sind, ist der Gewinn der Perso­
nengesellschaft maßgebend. Die Ergebnisse etwaiger Sonder- 
und Ergänzungsbilanzen sind einzubeziehen. Der Gewinn der 
Personengesellschaft ist auch dann maßgebend, wenn die IAB 
für Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens in Anspruch 
genommen werden sollen.

Bei einer Betriebsaufspaltung sind das Besitz- und Betriebsun­
ternehmen hinsichtlich der Gewinngrenze getrennt zu beurteilen. 
Das Gleiche gilt bei Organschaften für den Organträger und die 
Organgesellschaft.13

2.1.1.5  Gewinngrenze nach einer Betriebsprüfung
Wird die Gewinngrenze im Abzugsjahr aufgrund einer nachträg­
lichen Änderung, z. B. im Zuge einer Betriebsprüfung, durch z. B. 
zusätzliche Aktivierung eines Wirtschaftsgutes oder Erhöhung 
des Gewinns überschritten, wird der Steuerbescheid unter den 
Voraussetzungen der §§ 164, 165 und 172 ff. AO geändert und 
der IAB ist rückgängig zu machen (vgl. auch 2.5.2 und 2.5.4).14

2.1.2  Investitionsabsicht
Für IAB muss keine konkrete Investitionsabsicht bestehen. IAB 
können „auch ins Blaue hinein“ gebildet werden, wenn alle sons­
tigen Voraussetzungen erfüllt werden.15 Ein IAB für Investitionen 
im gleichen Wirtschaftsjahr ist ausgeschlossen.16

9	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 13.
10	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 13.
11	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 52 ff.
12	 FG Baden-Württemberg, Urteil v. 02.05.2023 — 10 K 1873/22 — nur 

Steuerbilanzgewinn, Revision anhängig unter III R 38/23 und 
Niedersächsisches FG, Urteil v. 09.05.2023 — 2 K 202/22 — mit 
außerbilanziellen Korrekturen, Revision anhängig unter X R 16/23.

13	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 15.
14	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 16.
15	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 17.
16	 BFH, Urteil v. 12.11.2014 — X R 19/13, BFH NV 2015, S. 328—330.
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Die Bildung eines IAB ist für Wirtschaftsgüter ausgeschlossen, 
die als unangemessen i. S. v. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 EStG an­
zusehen sind und für die deshalb der Betriebsausgabenabzug 
ausgeschlossen ist.17 Im konkreten Sachverhalt wurden Pkw aus 
dem Luxussegment angeschafft, für die der BFH den IAB versagt 
hatte.

Die nachträgliche Inanspruchnahme von IAB zur Kompensation 
von Betriebsprüfungsergebnissen ist ausgeschlossen, wenn das 
Wirtschaftsgut bereits angeschafft ist.18

2.1.2.1  IAB im zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit 
einer Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe
Für die Beanspruchung des IAB ist es erforderlich, dass der 
Steuerpflichtige beabsichtigt, das Unternehmen fortzuführen. 
IAB können grundsätzlich nicht mehr beansprucht werden, wenn 
der Entschluss zur Betriebsveräußerung oder -aufgabe bereits 
gefasst wurde. Dies gilt nicht, wenn die Investitionen voraussicht­
lich noch vor der Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe 
durchgeführt werden. Wird trotz Betriebsveräußerung oder -auf­
gabe ein Restbetrieb zurückbehalten und weitergeführt, können 
IAB grundsätzlich für den Restbetrieb gebildet werden, sofern 
dieser die sonstigen Voraussetzungen erfüllt.19

HINWEIS Der Inanspruchnahme eines IAB steht es nicht ent­
gegen, wenn im Zeitpunkt seiner Geltendmachung feststeht, 
dass die Investition nicht mehr vom Steuerpflichtigen selbst, 
sondern aufgrund einer bereits durchgeführten oder festste­
henden unentgeltlichen Betriebsübertragung von dem 
Betriebsübernehmer vorgenommen werden soll. Vorausset­
zung dafür ist, dass der Steuerpflichtige bei Fortführung des 
Betriebs die Investitionen durchgeführt hätte und er zum maß­
geblichen Bilanzstichtag anhand objektiver Kriterien erwarten 
konnte, dass die Investition nach Übertragung des Betriebs 
fristgemäß von seinem Rechtsnachfolger zur Nutzung in dem 
übertragenen Betrieb vorgenommen werden würde.20

2.1.2.2  Investitionszeitraum
Der Investitionszeitraum beträgt drei Jahre ab dem Veranla­
gungszeitraum, in dem der IAB geltend gemacht wurde. In den 
Fällen der unentgeltlichen Betriebsübertragung nach § 6 Abs. 3 
EStG oder einer Buchwerteinbringung nach §§ 20, 24 UmwStG 
verkürzt das im Übertragungsjahr regelmäßig entstehende 
Rumpfwirtschaftsjahr nicht den Zeitraum von drei Jahren. 
Erfolgt die Übertragung z. B. im letzten Wirtschaftsjahr der 
Investitionsfrist für ein Wirtschaftsgut, für das der Rechtsvor­
gänger einen IAB beansprucht hat, kann der Rechtsnachfolger 
die Investition noch bis zum Ende der regulären Investitionsfrist 
steuerbegünstigt durchführen.21

2.1.3  Nutzung
Der IAB kann nur für Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen 
werden, die mind. bis zum Ende des dem Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Herstellung folgenden Wirtschaftsjahres (zeit­
liche Nutzung) in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs 
(örtliche Nutzung) ausschließlich oder fast ausschließlich be­
trieblich genutzt werden (sachliche Nutzung). In Fällen, in denen 
der Betrieb im Jahr nach der Anschaffung oder Herstellung des 
begünstigten Wirtschaftsguts aufgegeben wird, genügt es, wenn 
das Wirtschaftsgut nicht für ein volles Kalenderjahr bzw. einen 
vollen Zwölf-Monats-Zeitraum nach dem Wirtschaftsjahr seiner 

17	 BFH, Urteil v. 10.10.2017 — X R 33/16, BStBl. II 2018, S. 185.
18	 § 7g Abs. 2 Satz 2 EStG.
19	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 18, 19.
20	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 18.
21	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 30.

Anschaffung oder Herstellung, sondern lediglich während des mit 
der Betriebsaufgabe endenden Rumpfwirtschaftsjahres in einer 
inländischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder fast 
ausschließlich betrieblich genutzt wird.22 Eine Vermietung des 
betreffenden Wirtschaftsgutes im Rahmen der Gewinneinkunfts­
art ist ausreichend und zwar unabhängig von der Dauer der 
Vermietung. Möglich ist auch eine Vermietung des begünstigten 
Wirtschaftsgutes an einen anderen Betrieb desselben Steuer­
pflichtigen. Dies kann z. B. sinnvoll sein, wenn nur ein Betrieb des 
Steuerpflichtigen die Gewinngrenze einhält und damit die Mög­
lichkeit für die Bildung von IAB eröffnet ist oder sich der andere 
Betrieb im Ausland befindet.

Die Wirtschaftsgüter, für die der IAB in Anspruch genommen wer­
den soll, müssen diese Nutzungskriterien tatsächlich erfüllen.23

HINWEIS Die Beschränkung auf inländische Betriebsstätten 
wirft europarechtliche Bedenken auf, da sie dem Steuerpflich­
tigen im Bereich der Einkunftserzielung in Abhängigkeit vom 
Ort der Investition ohne rechtfertigenden Grund ungleich 
behandelt. Im Zusammenhang mit der Vorgängerregelung — 
der sog. Ansparabschreibung — hatte der BFH (Urteil v. 
10.08.2011 — I R 45/10) entschieden, dass diese auch für Wirt­
schaftsgüter in Anspruch genommen werden darf, die für eine 
im Ausland belegene Betriebsstätte bestimmt sind. Der EuGH 
hatte zu vergleichbaren Fördernormen des österreichischen 
bzw. luxemburgischen Rechts entschieden, dass eine Rege­
lung, die die Gewährung einer Investitionsprämie davon 
abhängig macht, dass die Wirtschaftsgüter in einer inländi­
schen Betriebsstätte eingesetzt werden, jedenfalls dann 
gegen die Dienstleistungsfreiheit verstößt, wenn die Einkünf­
te, die aus einem Einsatz der Wirtschaftsgüter im Ausland 
erzielt werden, im Inland besteuert werden können (EuGH 
C-330/07 Rs. Jobra und C-287/10 Rs. Tankreederei I).

2.1.3.1  Zeitliche und örtliche Nutzung
Die Zuordnung zum Betrieb ergibt sich — außer bei geringwerti­
gen Wirtschaftsgütern i. S. d. § 6 Abs. 2 EStG und Wirtschaftsgü­
tern im Sammelposten nach § 6 Abs. 2a EStG — regelmäßig aus 
der Erfassung im Anlageverzeichnis.

Die Verbleibens- und Nutzungsvoraussetzungen werden dann 
nicht mehr erfüllt, wenn das Wirtschaftsgut innerhalb dieser 
Frist:

•	 veräußert oder entnommen wird,
•	 unentgeltlich zur Nutzung überlassen wird oder
•	 in einen anderen Betrieb, in eine ausländische Betriebsstätte 

oder in das Umlaufvermögen überführt wird.

Eine Veräußerung oder Entnahme liegt auch vor, wenn der 
Betrieb im Verbleibens- und Nutzungszeitraum aufgegeben oder 
veräußert wird. Der Gewinn aus der Rückgängigmachung des IAB 
zählt dann zum laufenden und nicht zum begünstigten Aufgabe­
gewinn.24

22	 BFH, Urteil v. 28.07.2021 — X R 30/19, BStBl. II 2022, S. 439.
23	 § 7g Abs. 4 Satz 1 EStG.
24	 BFH, Urteil v. 27.04.2016 — X R 16/15, n.v.
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AUSNAHMEN Die Veräußerung, der Erbfall, der Vermögens­
übergang i. S. d. UmwStG oder die unentgeltliche Übertragung 
des Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils nach 
§ 6 Abs. 3 EStG sind unschädlich, wenn der begünstigte 
Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil bis zum Ende 
des Verbleibens- und Nutzungszeitraums in der Hand des 
neuen Eigentümers bestehen bleibt und gleichzeitig die Nut­
zungs- und Verbleibensvoraussetzungen für das begünstigte 
Wirtschaftsgut weiter erfüllt werden. Das Gleiche gilt für 
Erwerber von Sachgesamtheiten und bei einer Betriebsver­
pachtung im Ganzen. Innerhalb des Verbleibens- und Nut­
zungszeitraums sind auch mehrere begünstigte Übertragun­
gen möglich. Zudem spielt es auch keine Rolle, wenn der Steu­
erpflichtige aufgrund struktureller Veränderungen im Betrieb 
künftig Gewinne oder Verluste aus einer anderen Einkunftsart 
erzielt, solange es sich um Einkünfte aus Gewerbebetrieb, Ein­
künfte aus selbstständiger Tätigkeit oder Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft handelt.25

BEISPIEL Aufgrund der Erhöhung der Anzahl der Vieheinhei­
ten wird aus Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft steuer­
rechtlich ein Gewerbebetrieb mit gewerblichen Einkünften.

Die Verbleibens- und Nutzungsvoraussetzung gilt auch dann als 
eingehalten, wenn das vorzeitige Ausscheiden des Wirtschafts­
gutes auf einem nicht vom Willen des Steuerpflichtigen abhängi­
gen Ereignis beruht, z. B. infolge

•	 Ablaufs der Nutzungsdauer wegen wirtschaftlichen Ver­
brauchs

•	 Umtauschs wegen Mangelhaftigkeit gegen ein anderes Wirt­
schaftsgut gleicher oder besserer Qualität oder

•	 höherer Gewalt oder behördlicher Eingriffe, wie Diebstahl, 
Zerstörung durch Naturgewalten oder Enteignung.26

2.1.3.2  Sachliche Nutzung
Ein Wirtschaftsgut wird ausschließlich oder fast ausschließlich 
betrieblich genutzt, wenn es der Steuerpflichtige zu nicht mehr 
als 10 % privat nutzt.27

ACHTUNG In begründeten Zweifelsfällen kann das Finanzamt 
den Steuerpflichtigen auffordern, den Umfang der betriebli­
chen Nutzung von mind. 90 % darzulegen. Bei Pkw ist dies 
regelmäßig der Fall.

Stellt sich z. B. im Zuge einer Betriebsprüfung heraus, dass der 
betriebliche Nutzungsumfang für das konkrete Wirtschaftsgut 
nicht erreicht wurde, kann der IAB auf ein anderes Wirtschafts­
gut übertragen werden, bei dem die erforderliche betriebliche 
Nutzung eingehalten wurde. Gibt es keine solche Investition, 
muss der IAB rückgängig gemacht werden (vgl. hierzu 2.5).

2.1.3.3  Problematik Pkw-Anschaffung
Bei der Beanspruchung von IAB für die künftige Anschaffung 
von Firmenwagen muss vor dem Hintergrund des betrieblichen 
Nutzungsumfangs von mind. 90 % einiges mehr bedacht werden 
als bei der geplanten Anschaffung anderer Wirtschaftsgüter. So 
sind z. B. folgende Fallkonstellationen denkbar:

Fall 1: Das Firmenfahrzeug wird ausschließlich betrieblich genutzt 
— sowohl vom Unternehmer als auch von den Arbeitnehmern. In 
diesem Fall beträgt der betriebliche Nutzungsumfang 100 % und 
die Beanspruchung eines IAB ist unproblematisch.

25	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 39.
26	 Weitere Beispiele in R 6.6 Abs. 2 EStR.
27	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 41.

Fall 2: Das Firmenfahrzeug wird einem Arbeitnehmer zur Verfü­
gung gestellt, der dieses auch privat nutzen darf. Auch in diesem 
Fall beträgt der betriebliche Nutzungsumfang 100 %, da die 
Privatnutzung der Arbeitnehmer immer und in vollem Umfang 
als betrieblich veranlasst gilt. Dies gilt unabhängig davon, ob 
der Privatnutzungsanteil mit der Fahrtenbuchmethode oder der 
1 %-Regelung für den Arbeitnehmer bewertet wird. Die Beanspru­
chung eines IABs ist auch in diesem Fall unproblematisch.

Fall 3: Das Firmenfahrzeug wird vom Unternehmer selbst ge­
nutzt. In diesem Fall ist die Frage der Privatnutzung bzw. des 
betrieblichen Nutzungsumfangs genau zu klären. In vielen Fällen 
kann eine Privatnutzung nur mittels ordnungsgemäßen Fahrten­
buchs ausgeschlossen werden. Mit dem Fahrtenbuch kann aber 
auch der private Nutzungsanteil genau bestimmt werden, wenn 
der Pkw privat genutzt wird. Wird mit dem Fahrtenbuch eine 
ausschließlich betriebliche Nutzung oder eine max. 10 %ige Pri­
vatnutzung nachgewiesen, ist auch in diesem Fall die Beanspru­
chung eines IAB denkbar. Zu beachten ist bei der Berechnung 
des betrieblichen Anteils, dass die Fahrten des Unternehmers 
zwischen der Wohnung und der Betriebsstätte sowie die Famili­
enheimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung der 
betrieblichen Nutzung zuzurechnen sind.28

Problematisch ist aber, dass nicht wenige Fahrtenbücher von 
den Finanzämtern verworfen und nicht anerkannt werden. Dann 
kommt regelmäßig die 1 %-Methode für die Bewertung der 
Privatnutzung zur Anwendung, § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG. Bei 
Anwendung der 1 %-Methode ist aber grundsätzlich von einem 
schädlichen Nutzungsumfang — also einer Privatnutzung von 
über 10 % — auszugehen. Allerdings kann der Steuerpflichtige 
den betrieblichen und außerbetrieblichen Nutzungsanteils eines 
Pkw, für den der einen IAB beantragt und Sonderabschreibungen 
beansprucht hat, nicht nur durch ein ordnungsgemäßes Fahr­
tenbuch, sondern auch durch andere Beweismittel nachweisen.29 
Das bedeutet, dass die Verwerfung des Fahrtenbuches nicht 
automatisch auch zur Rückgängigmachung oder Übertragung 
des IAB auf ein anderes Wirtschaftsgut führen muss. Andere Be­
weismittel in dem Sinne wären z. B. die nachträgliche Behebung 
der Mängel des Fahrtenbuches indem verwendete Abkürzungen 
erläutert, fehlende Angaben nachgeholt und auf andere Weise 
belegt und unklare Fahrten als betriebliche Fahrten bestätigt 
werden. Zwar kommt dann für die Erfassung des Eigenver­
brauchs weiterhin die 1 %-Regelung zur Anwendung, da für diese 
Zwecke das Fahrtenbuch nachträglich nicht verändert werden 
darf um ordnungsgemäß zu sein, aber der IAB und die Sonderab­
schreibungen lassen sich so retten.

ACHTUNG Der BFH entschied, dass für die Anwendung der 
Fahrtenbuchmethode neben dem ordnungsgemäßen Fahrten­
buch auch alle Aufwendungen durch Belege nachgewiesen 
werden müssen.30 Denn unter anderem weisen die Belege zu 
den Aufwendungen die Plausibilität des Fahrtenbuches nach. 
Bei E-Autos ist die Beschaffung von Ladebelegen teils mit 
erheblichem Aufwand verbunden. Wird zu Hause geladen, 
müssten Eigenbelege erstellt werden. Nur so ist die Laufleis­
tung des Fahrzeugs durch den Stromverbrauch verifizierbar. 
Unklar ist, ob für die Anwendung des IAB auch die Belege der 
Aufwendungen für das Fahrtenbuch erforderlich sind, um die 
mind. 90 %ige betriebliche Nutzung nachweisen zu können.

28	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 43.
29	 BFH, Urteil v. 15.07.2020 — III R 62/19 , BStBl. II 2022, S. 435,  

BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 43.
30	 BFH, Urteil v. 15.12.2022 — VI R 44/20, BStBl. II 2023, S. 442.
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HINWEIS Zu Einzelheiten der steuerlichen Behandlung priva­
ter Kfz-Nutzung vgl. Merkblatt Art-Nr. 634 „Private Kfz-Nut­
zung“. Fahrtenbücher, die hinsichtlich der Form und der not­
wendigen Angaben den Anforderungen der Finanzverwaltung 
an ordnungsgemäße Fahrtenbücher entsprechen, können bei 
DWS-Medien unter den Art.-Nr. 39 (kleines Format) und 39A 
(großes Format) bezogen werden.

2.1.3.4  Besonderheit Photovoltaikanlage
Wird eine Photovoltaikanlage gewerblich betrieben, ist der 
privat verbrauchte Strom nicht als schädliche außerbetriebliche 
Nutzung hinsichtlich der Einhaltung der 90 %-Grenze zu sehen. 
Denn hierbei handelt es sich um eine Sachentnahme des erzeug­
ten Produkts und nicht um eine (schädliche) Verwendung des 
Wirtschaftsgutes Photovoltaikanlage.31 Für Photovoltaikanlagen, 
die unter die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 72 EStG fallen oder 
ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben werden, ist die Bildung 
eines IAB generell ausgeschlossen.32 Zur Rückgängigmachung 
gebildeter IAB nachdem die PV-Anlage rückwirkend und ohne 
Zutun des Steuerpflichtigen in die Steuerbefreiung gefallen ist 
wurde ein AdV-Verfahren zwar zugunsten des Steuerpflichtigen 
entschieden, der BFH stellte jedoch klar, dass es nur um die 
Frage geht in welchem Veranlagungszeitraum der IAB und nicht 
ob er rückgängig zu machen ist.33

HINWEIS Detaillierte Informationen zur steuerlichen Behand­
lung von Photovoltaikanlagen enthält das Merkblatt Art-
Nr. 1680 „Photovoltaikanlagen — Ausgewählte ertrag- und 
umsatzsteuerliche Schwerpunkte aus Sicht der Beratungspra­
xis“.

2.1.3.5  Besonderheit bei Blockheizkraftwerken
Blockheizkraftwerke (BHKW) sind in den meisten Fällen als 
unselbstständiger Gebäudeteil zu betrachten und damit kein 
bewegliches Wirtschaftsgut. Dies hat zur Folge, dass kein IAB ge­
bildet werden kann, da dies nur für bewegliche Wirtschaftsgüter 
möglich ist. Ist das BHKW aber als Betriebsvorrichtung einzuord­
nen, zählt es als bewegliches Wirtschaftsgut und ein IAB kann 
grundsätzlich gebildet werden. Ein BHKW wird regelmäßig nur 
bei gewerblichen Unternehmen, die den produzierten Strom und 
die Wärme nahezu vollständig verkaufen, als Betriebsvorrichtung 
einzuordnen sein. Die Entnahme von Wärme oder Strom stellt 
auch hier keine schädliche Verwendung dar.34

HINWEIS Detaillierte Informationen zur steuerlichen Behand­
lung von Blockheizkraftwerken enthält das Merkblatt Art.-
Nr. 1769 „Blockheizkraftwerke — Zündstoff und Fallstricke“.

2.1.4  Begünstigte Investitionsgüter
IAB können nur für die Anschaffung oder Herstellung von ab­
nutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
beansprucht werden.35 Ist geplant, das Wirtschaftsgut kurzfristig 
wieder zu veräußern, liegt regelmäßig kein Anlage-, sondern 
Umlaufvermögen vor, und ein IAB kann für diese Investitionen 
nicht beansprucht werden. Eine Besonderheit greift hier für 
Ausstellungsstücke oder Vorführmodelle. Diese sind bis zur 
Umwidmung für den Verkauf als Anlagevermögen zu behandeln 
und ein IAB kommt grundsätzlich in Betracht. Für immaterielle 
Wirtschaftsgüter können IAB grundsätzlich nicht in Anspruch 
genommen werden, da sie keine beweglichen Wirtschaftsgüter 

31	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 44.
32	 BMF, Schreiben v. 17.07.2023 „Steuerbefreiung für Photovoltaikanla-

gen“ Rz. 19.
33	 BFH, Beschluss v. 15.10.2024 — III B 24/24.
34	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 44.
35	 § 7g Abs. 1 Satz 1 EStG.

sind.36 Eine Ausnahme gilt für sog. Trivialsoftware, die nach R 5.5 
Abs. 1 EStR zu den abnutzbaren beweglichen und selbstständig 
nutzbaren Wirtschaftsgütern gehört. Computerprogramme, de­
ren Anschaffungskosten nicht mehr als 800 € betragen, sind wie 
Trivialsoftware zu behandeln, sodass für diese Software ein IAB 
beansprucht werden kann.

Zu den beweglichen Wirtschaftsgütern zählen auch Betriebsvor­
richtungen. Das gilt selbst dann, wenn sie fest mit dem Grund­
stück verbunden sind. Das Gleiche gilt für Scheinbestandteile, 
wenn diese nicht wesentliche Bestandteile des Gebäudes sind.37

Die beabsichtigte Anschaffung oder Herstellung eines geringwer­
tigen Wirtschaftsgutes i. S. v. § 6 Abs. 2, Abs. 2a EStG berechtigt 
ebenfalls zur Inanspruchnahme eines IAB.38

Der IAB kann sowohl für neue als auch für gebrauchte Wirt­
schaftsgüter in Anspruch genommen werden.

Für den beabsichtigten Erwerb eines Anteils an einer Personen­
gesellschaft kann der Gesellschafter keinen IAB bilden, da der 
Anteil an einer Personengesellschaft kein Wirtschaftsgut ist.39

2.1.5  Maximale Summe aller IAB
Die Summe der IAB, die im Wirtschaftsjahr des Abzugs und in 
den drei vorangegangenen Wirtschaftsjahren insg. abgezogen 
werden, darf je Betrieb einen Betrag von 200.000 € nicht über­
steigen. Ist diese Summe erreicht, können trotz Vorliegens aller 
anderen Voraussetzungen keine weiteren IAB geltend gemacht 
werden. Aber im Zeitpunkt der Investition hinzugerechnete Be­
träge und rückgängig gemachte IAB sind herauszurechnen.40

BERECHNUNG
Summe der bereits beantragten IAB der Jahre 01 — 03
— Hinzurechnungsbeträge nach § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG
— Rückgängig gemachte IAB nach § 7g Abs. 3 EStG
= Summe bestehende IAB
Die positive Differenz zu 200.000 € kann noch für neue IAB 
im Jahr 04 genutzt werden.

2.2  Dokumentation
Für IAB muss der Steuerpflichtige die Summen der Abzugsbeträ­
ge sowie der hinzugerechneten Beträge oder der rückgängig ge­
machten Beträge dem Finanzamt mitteilen. Die Mitteilung an das 
Finanzamt hat nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung zu erfolgen.41 Allerdings kann die Finanz­
behörde zur Vermeidung unbilliger Härten auf die elektronische 
Übermittlung verzichten.

2.3  Geltendmachung des Investitionsabzugsbetrages
Der Steuerpflichtige kann für die künftige Anschaffung oder 
Herstellung von abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens bis zu 50 % der voraussichtlichen Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten gewinnmindernd abziehen.42 Der 
maximale Prozentsatz muss nicht ausgeschöpft werden, sondern 
auch jeder andere darunterliegende Prozentsatz ist möglich.

36	 H 7.1 „Bewegliche Wirtschaftsgüter“ EStH.
37	 R 7.1 Abs. 2, Abs. 3 „Bewegliche Wirtschaftsgüter“ EStR.
38	 BMF, Schreiben vom 15.06.2022 „IAB“ Rz. 7.
39	 BFH, Beschluss v. 07.12.2023 — IV R 11/21, n.v.
40	 § 7g Abs. 1 Satz 4 EStG.
41	 § 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 EStG i. V. m. BMF, Schreiben v. 15.06.2022 

„IAB“ Rz. 20 ff.
42	 § 7g Abs. 1 Satz 1 EStG.
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Die voraussichtlichen Investitionskosten sind also zu schätzen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, ob Vorsteuerabzugsberechtigung 
besteht oder nicht.43

HINWEIS Das gesamte geplante Investitionsvolumen in 
begünstigte Wirtschaftsgüter sollte möglichst realistisch ein­
geschätzt werden, da die Rückgängigmachung von zu hoch 
gebildeten IAB wegen der Verzinsung ein Kostenrisiko dar­
stellt (vgl. hierzu 2.5.4).

Letztendlich können pauschal immer IAB bis zu einer Ma­
ximalgrenze aller IAB von 200.000 € beansprucht werden. 
Rechtstechnisch handelt es sich um eigenständige Investiti­
onsabzugsbeträge, für die auch jeweils eine isolierte 3-Jahres-
Investitionsfrist gilt.

2.4  Vorgehensweise und Möglichkeiten im Zeitpunkt  
der Investition
2.4.1  Hinzurechnungswahlrecht für IAB
Im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung eines 
begünstigten Wirtschaftsguts können bis zu 50 % der tatsäch­
lichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnerhöhend 
hinzugerechnet und so der IAB — ggf. teilweise — aufgelöst wer­
den.44 Hierbei handelt es sich um ein Wahlrecht. Das Wahlrecht 
zur Hinzurechnung des IAB kann ebenso wie das Wahlrecht auf 
Herabsetzung der Anschaffungskosten nur im Jahr der Anschaf­
fung oder Herstellung des begünstigten Wirtschaftsjahres aus­
geübt werden, nicht mehr in späteren Wirtschaftsjahren. Erfolgt 
keine Hinzurechnung des IAB innerhalb von drei Jahren nach Bil­
dung, ist er im Ursprungsjahr rückgängig zu machen. Erfolgt nur 
eine teilweise Hinzurechnung des IAB, ist der verbleibende IAB 
spätestens drei Jahre nach Bildung im Ursprungsjahr rückgängig 
zu machen. Aus Progressionsgründen kann es sinnvoll sein z. B. 
nur die Hälfte des IAB nach § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG außerbilanzi­
ell hinzuzurechnen.

2.4.2  Wahlrecht zur Neutralisation der Hinzurechnung
Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsguts 
können im Jahr der Investition um bis zu 50 % — höchstens 
jedoch um den Hinzurechnungsbetrag — gewinnmindernd her­
abgesetzt werden. Die gewinnerhöhende Hinzurechnung kann so 
vollständig wieder neutralisiert werden. Die Inanspruchnahme 
dieses Wahlrechts setzt jedoch die zuvor außerbilanziell gewin­
nerhöhende Hinzurechnung voraus, da die Herabsetzung ihre 
Rechtfertigung in der kompensierenden Wirkung hat. Die Gewinn­
minderung erfolgt durch Herabsetzung der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten. Folge der Ausübung dieses Wahlrechts ist 
die Verminderung der Abschreibungsbemessungsgrundlage.45 

Beispiel:

IAB 2025 50.000 €
Anschaffungskosten 2026 100.000 €
Wahlrecht der Hinzurechnung (= 50 % der AK,
max. IAB, § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG)

0 — 50.000 €

Wahlrecht der Neutralisation (bis zu 50 % der AK,
max. Hinzurechnungsbetrag, § 7g Abs. 2 Satz 2
EStG)

0 — 50.000 €

Tabelle 1

43	 § 9b Abs. 1 EStG.
44	 § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG.
45	 § 7g Abs. 2 Satz 2 EStG.

HINWEIS Bei der Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen i. S. d. § 13a EStG 
können die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht um 
den Hinzurechnungsbetrag vermindert werden.46

TIPP Da es sich bei der Neutralisation um ein Wahlrecht han­
delt, sollte genau geprüft werden, ob es sinnvoll ist, davon 
Gebrauch zu machen. So bietet es sich z. B. in Verlustjahren 
nicht an, von dieser Wahlmöglichkeit Gebrauch zu machen.

Die Herabsetzung der Anschaffungs- und Herstellungskosten und 
der beanspruchte Investitionsabzugsbetrag bedingen sich gegen­
seitig, sodass insoweit keine isoliert zu betrachtende Abschrei­
bungsmöglichkeit besteht.47 Dies ist bei der Geltendmachung von 
Sonderabschreibungen anders (vgl. 3).

Durch die Reduzierung der Anschaffungs- oder Herstellungskos­
ten kann ein Wirtschaftsgut auch zum geringwertigen Wirt­
schaftsgut und die Regelungen des § 6 Abs. 2, Abs. 2a EStG an­
gewendet werden.48 Insb. bei Wirtschaftsgütern mit einer langen 
Abschreibungsdauer kann die Beantragung des IABs deutliche 
Vorteile bringen und auch zur Vereinfachung beitragen.

BEISPIEL Unternehmer A plant den Erwerb von Büromöbeln 
zum Preis von 2.000 €. Für Büromöbel gilt meist eine 
Abschreibungsdauer von 13 Jahren. Bildet der Unternehmer 
vor dem Jahr der Investition einen Investitionsabzugsbetrag, 
so kann er 50 % der voraussichtlichen Anschaffungskosten 
schon eher steuerlich wirksam werden lassen. Mit dem Wahl­
recht der Neutralisation nach § 7g Abs. 2 Satz 2 EStG können 
die steuerrelevanten Anschaffungskosten im Investitionsjahr 
auf bis zu 1.000 € gemindert werden. Daraufhin verringert 
sich die Abschreibungsdauer auf fünf Jahre nach § 6 Abs. 2a 
EStG. Das Erfordernis der Überprüfung der Nutzungs- und 
Verbleibensvoraussetzungen entfällt hier.

2.5  Auflösung des Investitionsabzugsbetrages
2.5.1  Planmäßige Auflösung des IAB
Die Auflösung des IAB kann zum einen planmäßig erfolgen, 
wenn Investitionen tatsächlich durchgeführt werden und das 
begünstigte Wirtschaftsgut entsprechend den Verbleibens- und 
Nutzungsvoraussetzungen verwendet wird. Dann kann der IAB im 
Jahr der Investition durch die Hinzurechnung (vgl. 2.4.1) aufge­
löst werden.

2.5.2  Gründe für Rückgängigmachung des IAB
Mitunter muss der IAB jedoch auch rückgängig gemacht werden, 
weil z. B.:

•	 keine Investition oder die geplante Investitionssumme nicht 
innerhalb des Investitionszeitraumes durchgeführt bzw. 
erreicht wurde,49

•	 die durchgeführte Investition gar nicht begünstigt ist, weil 
die Verbleibens- oder Nutzungsvoraussetzungen nicht erfüllt 
werden und keine Übertragungsmöglichkeit auf andere Inves­
titionen besteht,50

•	 ein Wechsel der Gewinnermittlungsart zur Gewinnermittlung 
nach § 5a Abs. 1 EStG oder § 13a EStG erfolgt,

•	 die Gewinngrenze nach einer Betriebsprüfung überschritten 
wurde.

46	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 32.
47	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 27.
48	 § 7g Abs. 2 Satz 2 2. HS. EStG.
49	 § 7g Abs. 3 EStG.
50	 § 7g Abs. 4 EStG.
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Daneben kann der IAB innerhalb des Investitionszeitraumes 
jederzeit auch freiwillig ganz oder teilweise rückgängig gemacht 
werden.

Werden die Verbleibens- und Nutzungsvoraussetzungen nicht 
eingehalten, spricht man von einer schädlichen Verwendung. 
Dann ist — obwohl ursprünglich ein begünstigtes Wirtschaftsgut 
angeschafft oder hergestellt wurde — der IAB im VZ, in dem 
er abgezogen wurde, rückgängig zu machen. Es erfolgt keine 
Berücksichtigung in dem VZ, in dem die schädliche Verwendung 
eingetreten ist, sondern stets im Ursprungsjahr. Allerdings muss 
die Rückgängigmachung nicht zwingend erfolgen, wenn andere 
Investitionen durchgeführt wurden, die die Verbleibens- und 
Nutzungsvoraussetzungen erfüllen (= Übertragungsmöglichkeit 
auf andere Wirtschaftsgüter).

Eine schädliche Verwendung liegt vor, wenn das betreffende 
Wirtschaftsgut vor dem Ende des dem Wirtschaftsjahr der An­
schaffung oder Herstellung folgenden Wirtschaftsjahrs aus dem 
begünstigten Betrieb ausscheidet (beachte aber 2.1.3.1, letzter 
Absatz), in eine ausländische Betriebsstätte verbracht wird, im 
begünstigten Betrieb nicht mehr zu mind. 90 % betrieblich ge­
nutzt oder der Betrieb veräußert oder aufgegeben wird (beachte 
aber 2.1.3.1 ¬ Ausnahmen).

2.5.3  Ablauf der Rückgängigmachung
Die Rückgängigmachung des IAB erfolgt in dem VZ, in dem 
der IAB abgezogen wurde. Das bedeutet, die Ursprungsver­
anlagung ist zu korrigieren und der rückgängig gemachte IAB 
ist nachträglich zu versteuern. Hinsichtlich der Änderung der 
Ursprungsveranlagung besteht auch kein Wahlrecht. Eine Än­
derung des Ursprungsbescheids erfolgt sogar dann, wenn der 
Steuer- oder Feststellungsbescheid bestandskräftig geworden 
ist. Die Festsetzungsfrist endet nämlich insoweit nicht, bevor die 
Festsetzungsfrist für den Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, 
in dem das dritte auf das Wirtschaftsjahr des Abzugs folgende 
Wirtschaftsjahr endet.51 Erst wenn der VZ, in dem der Investiti­
onszeitraum endet, festsetzungsverjährt ist, kann damit auch der 
Steuerbescheid des VZ, in dem der IAB geltend gemacht wurde, 
nicht mehr geändert werden.

Neben der Rückgängigmachung des IAB im VZ des Abzugs muss 
— wenn es zunächst zu einer begünstigten Investition gekommen 
ist — die Hinzurechnung nach § 7g Abs. 2 Satz 1 EStG und auch 
die Neutralisation der Hinzurechnung nach § 7g Abs. 2 Satz 2 
EStG im VZ der Investition rückgängig gemacht werden. Wenn 
zunächst von dem Wahlrecht Gebrauch gemacht wurde und 
die Neutralisation der Hinzurechnung nun rückgängig gemacht 
werden muss, erhöht sich im Gegenzug die Abschreibungsbe­
messungsgrundlage und die Abschreibung ist entsprechend zu 
erhöhen.52

Der Steuerpflichtige muss den Sachverhalt, der die Rückgängig­
machung des IAB auslöst, gegenüber dem Finanzamt anzeigen. 
Die Anzeige ist spätestens mit Abgabe der Steuererklärung für 
das Wirtschaftsjahr anzuzeigen, in dem das die Rückabwicklung 
auslösende Ereignis eintritt.53

Die Rückgängigmachung von IAB ist dem Finanzamt durch Über­
mittlung einer berichtigten Anlage EÜR für das Jahr anzuzeigen, 
in dem der IAB berücksichtigt wurde.54

51	 § 7g Abs. 3 Satz 3 EStG.
52	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 48.
53	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 54.
54	 BMF, Schreiben v. 15.06.2022 „IAB“ Rz. 20.

2.5.4  Verzinsungsproblematik
Wird ein IAB rückgängig gemacht und sind daher die Steuer­
festsetzungen zu ändern, sind Steuernachforderungen für jeden 
vollen Monat zu verzinsen, §§ 233, 238 AO. Zu beachten ist, 
dass die Aufgabe der Investitionsabsicht und die schädliche 
Verwendung nicht als rückwirkendes Ereignis gelten und die 
Verzinsungsfrist von 15 Monaten nach § 233a Abs. 2 AO ab dem 
Ende des VZ läuft, in dem der IAB beansprucht wurde.

3.  SONDERABSCHREIBUNGEN

Unabhängig davon, ob ein IAB beantragt wurde oder nicht, kön­
nen — neben der normalen Abschreibung (linear oder degressiv, 
aber nicht arithmetisch-degressiv nach § 7 Abs. 2a EStG) — 
Sonderabschreibungen i. H. v. bis zu 40 % der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten geltend gemacht werden, wenn ein 
entsprechend begünstigtes Wirtschaftsgut vorliegt und auch die 
betriebsbezogenen Voraussetzungen erfüllt sind.55 Zu beachten 
ist allerdings das Kumulierungsverbot mit anderen Sonderab­
schreibungen oder erhöhten Abschreibungen.56

3.1  Voraussetzungen für die Beanspruchung der Sonder
abschreibung
Hinsichtlich des begünstigten Wirtschaftsgutes gelten die glei­
chen Regelungen wie für die Beanspruchung des IAB (vgl. 2.1.3 
und 2.1.4).

ACHTUNG Werden die Verbleibens- und Nutzungsvorausset­
zungen nicht erfüllt, sind auch etwaig beanspruchte Sonder­
abschreibungen rückgängig zu machen.57

Auch die Gewinngrenze ist die gleiche wie bei der Beanspru­
chung des IAB (vgl. 2.1.1.2). Bei der Erfüllung der betriebsbezo­
genen Voraussetzungen für Zwecke der Sonderabschreibung ist 
aber zu beachten, dass die Gewinngrenze in dem Jahr, welches 
dem VZ, in dem die Sonderabschreibung beantragt werden soll, 
vorangeht, eingehalten werden muss.58 Dies ist beim IAB anders, 
da in dem Fall die Gewinngrenze im Jahr des Abzugs des IABs 
eingehalten werden muss.

Durch den Investitionszeitraum von drei Jahren kann es also 
dazu kommen, dass die Gewinngrenze für die Beanspruchung des 
IAB eingehalten wurde, für die Geltendmachung der Sonderab­
schreibung aber nicht mehr. Oder umgedreht: Der IAB kann nicht 
beansprucht wurde, weil die Gewinngrenze überschritten werden, 
aber im VZ vor der Investition eines begünstigten Wirtschaftsgu­
tes wird sie eingehalten, sodass Sonderabschreibung beantragt 
werden kann.

Genauso wie bei der Beanspruchung des IAB muss für die Bean­
tragung von Sonderabschreibungen ein aktiver Betrieb bestehen 
(vgl. 2.1.1.1). Die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen 
hängt im Übrigen auch nicht davon ab, dass für das Wirtschafts­
gut eine Hinzurechnung des Investitionsabzugsbetrags erfolgte.

3.2  Möglichkeiten der Sonderabschreibung
Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagever­
mögens können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und 
in den vier folgenden Jahren neben der normalen Abschreibung 
Sonderabschreibungen bis zu insg. 40 % der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten in Anspruch genommen werden.59 Wurde ein 

55	 § 7g Abs. 5 und 6 EStG.
56	 § 7a Abs.. 5 EStG.
57	 § 7g Abs. 6 Nr. 2 2. HS. EStG.
58	 § 7g Abs. 6 Nr. 1 EStG.
59	 § 7g Abs. 5 EStG.
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IAB beansprucht und in dem Zusammenhang auch das Wahl­
recht der Hinzurechnung und der Neutralisation von 50 % der 
tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, sind die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten um den entsprechenden 
Neutralisationsbetrag zu vermindern.60 Der verminderte Betrag 
bildet dann die Abschreibungsbemessungsgrundlage — auch für 
die Sonderabschreibung.

Beispiel:

IAB 2025 50.000 €
Anschaffungskosten 2026 100.000 €
Wahlrecht der Hinzurechnung 2026
(§ 7g Abs. 2 Satz 1 EStG)

50.000 €

Wahlrecht der Neutralisation 2026 
(§ 7g Abs. 2 Satz 2 EStG)

50.000 €

AfA-Bemessungsgrundlage 2026 — 2030 50.000 €

Tabelle 2

Die Sonderabschreibung von 40 % der Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten kann völlig beliebig verteilt und muss auch nicht 
in voller Höhe beansprucht werden. Eine zeitanteilige Kürzung 
der Sonderabschreibung im Jahr der Anschaffung oder Herstel­
lung ist nicht vorgesehen.

Beispiele:

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr
Fall 1 40 % — — — —
Fall 2 20 % 10 % 4 % 4 % 2 %
Fall 3 16 % — 16 % — —
Fall 4 8 % 8 % 8 % 8 % 8 %

Tabelle 3

3.3  Abschreibung nach der Sonderabschreibung
Sind für ein Wirtschaftsgut Sonderabschreibungen vorgenommen 
worden, so bemessen sich nach Ablauf des maßgebenden Be­
günstigungszeitraumes die Abschreibungen nach dem Restwert 
unter Berücksichtigung der Restnutzungsdauer.61 Das bedeutet, 
der Restwert nach Ablauf des Begünstigungszeitraumes wird 
gleichmäßig auf die verbleibende Nutzungsdauer verteilt und 
dementsprechend abgeschrieben. Der Begünstigungszeitraum 
für die Sonderabschreibungen nach § 7g Abs. 5 EStG beträgt 
fünf Jahre. Die Neufestlegung der planmäßigen Abschreibung ist 
dementsprechend nach fünf Jahren zu berechnen, und zwar un­
abhängig davon, ob die Sonderabschreibung in einem oder allen 
Jahren in Anspruch genommen wurde.

60	 § 7g Abs. 2 EStG.
61	 § 7a Abs. 9 EStG.

Weiterführung des o. g. Beispiels: Anschaffung zum 01.07.2026, 
die Nutzungsdauer beträgt zehn Jahre und es wurde die lineare 
AfA gewählt.

AfA-Bemessungsgrundlage 2026—2030 50.000 €
Planmäßige AfA 2026 (zeitanteilig) 2.500 €
Wahlrecht der Sonderabschreibung 2026 20 % 10.000 €
Planmäßige AfA 2027 (linear) 5.000 €
Wahlrecht der Sonderabschreibung 2027 20 % 10.000 €
Planmäßige AfA 2028 (linear) 5.000 €
Planmäßige AfA 2029 (linear) 5.000 €
Planmäßige AfA 2030 (linear) 5.000 €
Restwert 31.12.2030 7.500 €

Tabelle 4

Die Restnutzungsdauer beträgt noch 5 1/2 Jahre und es ergibt 
sich somit ein jährlicher linearer Abschreibungsbetrag von 
1.363 €.

4.  FAZIT

Für kleine und mittlere Unternehmen bieten die Regelungen 
zum IAB und zu den Sonderabschreibungen sehr vielfältige 
Gestaltungsmöglichkeiten. Der Gesetzgeber billigt den betref­
fenden Unternehmen innerhalb dieser Regelungen weitgehenden 
Spielraum zu und schafft hohe Flexibilität bei den Investitionen. 
Das Wahlrecht zur Hinzurechnung bei erfolgter Anschaffung 
oder Herstellung bietet Gestaltungsspielraum und eröffnet die 
Nutzung von Progressionsvorteilen. Wünschenswert wäre es 
dennoch, dass eine Ausweitung der begünstigten Wirtschafts­
güter auf immaterielle Wirtschaftsgüter, wie z. B. Software, 
vorgenommen würde.

Dipl.-Kffr. (FH) Anita Käding-Plischke, Steuerberater


